
Gegen die Angst in den Städten

Hannover. Wenn es um mehr Sicher-
heit in den Städten geht, kommt regel-
mäßig der Ruf nach mehr Polizeibeam-
ten. Niedersachsen will jetzt einen neu-
en Weg gehen: Neben der Polizei sollen
auch die Stadtplanung und die Woh-
nungswirtschaft in Konzepte für mehr Si-
cherheit einbezogen werden. Das ist das
Ergebnis eines Modellprojekts in Braun-
schweig, Emden und Lüneburg. Es solle
stärker auf eine sicherheitsrelevante Ge-
staltung des öffentlichen Raumes geach-
tet werden, sagte Landespolizeipräsident
Uwe Binias am Donnerstag zum Ab-
schluss der Modellstudie.

Dafür wurden mit Braunschweig-
Weststadt, Emden-Barenburg und Lüne-
burg-Mittelfeld drei Stadtteile ausge-
wählt, die in ihrer räumlichen und sozio-
kulturellen Struktur stellvertretend für
andere Städte stehen. Das Landeskrimi-
nalamt (LKA) und das Deutsche Institut
für Urbanistik untersuchten, welche Orte
von Bewohnern als unsicher empfunden
werden – sogenannte Angsträume sind
–, und was gefährliche Orte sind, an de-
nen es tatsächlich zu Kriminalität kommt.
Danach wurde geschaut, wie man diese
verändern kann. Die Ergebnisse sollen
deutschlandweit Anwendung finden.

Konkret wurde über Kriminalität hi-
naus nach Missständen wie etwa Lärm
und Müll gesucht, die das nachbarschaft-
liche Miteinander stören, erklärte LKA-
Projektleiterin Anke Schröder. Zur Pro-
blemlösung gehöre be-
reits, Zuständige für mehr
Beleuchtung oder Sauber-
keit zu ermitteln – wichtig
sei ein gemeinsamer Blick
von Kommune, Polizei und
Wohnungswirtschaft auf
ein Quartier. Entscheidend gerade beim
Neubau von Vierteln seien die Stellung
der Gebäude zueinander, die Erreichbar-
keit und Lage von Wegen, die Beleuch-
tung und Möglichkeit sozialer Kontrolle.

„Wir legen Wert darauf, Straftaten
nicht entstehen zu lassen“, sagte LKA-
Präsident Uwe Kolmey. Der öffentliche
Raum müsse ein Ort der Begegnung sein
und Rückzugsmöglichkeiten bieten, aber
keine Verstecke. Wie Landespolizeiprä-
sident Binias betonte, sollten die alle

zwei Jahre aus der Dunkelfeldstudie zu
nicht angezeigter Kriminalität gewonne-
nen Erkenntnisse für eine intelligentere
Stadtplanung genutzt werden.

„Wir haben eine Phase massiver Neu-
bauplanung, die größte
seit dem Zweiten Welt-
krieg“, sagte LKA-For-
schungsleiter Hartmut
Pfeiffer. Gelernt werden
könne aus Fehlern der
Vergangenheit. Um alte

Dorfkerne herum etwa seien Neubauge-
biete angelegt worden, in denen es heu-
te oft Einbrüche gebe – aus dem simplen
Grund, dass sich dort tagsüber wenig
Leute aufhalten. Im alten Dorfkern hin-
gegen sorgten Geschäfte, Schulen, die
Kirche oder der Friedhof dafür, dass von
früh bis spät Menschen unterwegs seien
und es eine soziale Kontrolle gebe. Eine
ähnliche Durchmischung von Wohnen
und öffentlichem Leben sei in künftigen
Vierteln wünschenswert.

Intelligente Stadtplanung soll Sicherheit erhöhen – das ist das Ergebnis einer Modellstudie in Niedersachsen

Von Michael eVers

Stadtviertel richtig strukturieren: Auch Beleuchtung spielt eine große Rolle für das Sicherheitsgefühl der Einwohner. Foto: dpa

Land distanziert
sich von

Jung-Grünen
CDU-Anfrage zerpflückt

polizeikritisches Pamphlet

Hannover. Die Landesregierung hat
sich auf Anfrage der CDU von einer po-
lizeikritischen Broschüre der Grünen Ju-
gend in Göttingen distanziert. In dem
40-seitigen Pamphlet erhebt die Jugend-
organisation der Grünen schwere Vor-
würfe gegen die Beweissicherungs- und
Festnahmeeinheit (BFE) der Göttinger
Bereitschaftspolizei. Diese mache vor al-
lem durch Polizeigewalt von sich reden
und sei eine „Eskalationseinheit und po-
litisches Instrument“, heißt es in der
Schrift. Ihr „häufig willkürliches und ag-
gressives Verhalten“ gegenüber De-
monstrationsteilnehmern und „eskalier-
te Polizeieinsätze“ sorgten für breite Kri-
tik. Für die CDU im Landtag ist das eine
Steilvorlage: Was denn dran sei an den
Vorwürfen der Grünen Jugend Göttin-
gen, will sie von der Landesregierung
wissen.

Die Antworten des SPD-geführten In-
nenministeriums auf die 35 Fragen zu
Behauptungen der Jugendorganisation
des Koalitionspartners fallen recht ein-
silbig aus. Auf Fragen wie „Gibt es in ei-
ner BFE Niedersachsens ,Gewaltlust‘
oder ,Sadismus‘?“ oder ob Mitglieder
des rassistischen Ku-Klux-Klans in der
BFE seien, antwortet das Land oft
schlicht mit „Nein.“ Der CDU-Land-
tagsabgeordnete Thomas Adasch sagte,
die Broschüre solle dazu beitragen, die
Polizei in Göttingen zu verunglimpfen.
Minister Boris Pistorius müsse das Ge-
spräch mit der Grünen Jugend suchen.

Von Karl DoeleKe

Abgang einer Hochschulpräsidentin

Hannover. Mit bitteren Worten hat
Christiane Dienel, die bisherige Präsi-
dentin der Hildesheimer Hochschule für
Angewandte Wissenschaft und Kunst
(HAWK), ihren Rauswurf kommentiert –
bisheriger Höhepunkt im Antisemitis-
mus-Streit, der seit Monaten die Hoch-
schule belastet. „Was ich in den letzten
Wochen erleben musste, ist eine von
Furcht und Verantwortungslosigkeit ge-
prägte Reaktion fast aller Beteiligten“,
schrieb Dienel.

Kurz zuvor hatte der Senat der Hoch-
schule der 51-Jährigen den Stuhl vor die
Tür gesetzt. Eine im Mai dieses Jahres
vom Senat beschlossene Verlängerung
des Präsidentenvertrages um weitere
acht Jahre zog das Hochschulgremium
am Mittwochabend wieder zurück. „Mit
dem Beschluss des Senats ist die Grund-
lage für die Ernennung von Frau Prof.
Dienel für eine zweite Amtszeit ab dem
1.1.2017 entfallen“, notierte am Donners-
tag lakonisch Niedersachsens Wissen-
schaftsministerin Gabriele Heinen-Klja-
jic (Grüne), die gerade in Israel auf
Dienstreise ist.

Mit der Nichtverlängerung des Ver-
trages für Dienel zog der Hochschul-
senat einen vorläufigen Schluss-
strich unter eine Affäre, die im
August dieses Jahres öffentlich
geworden war, doch schon we-
sentlich länger schwelt. Bereits
vor Jahren gab es begründete
Beschwerden über ein Doppel-
seminar an der Hochschule, das
sich unter anderem mit der sozia-

len Lage von Jugendlichen in Palästina
beschäftigte und deutlich antisemitische
Tendenzen hatte. Es führte zu massiven
Beschwerden der jüdischen Gemein-
schaft. Als die Hochschule im Sommer
dieses Jahres in Israel als „Hassfabrik“
bezeichnet wurde, twitterte Dienel zu-
rück: „Wer ist hier die Hassfabrik?“

Dienel stellte sich damals hinter ihre
Hochschule, ihre Twitter-Nachricht ließ
die Wellen der Empörung aber erst recht
hochschlagen. Später bedauerte die Prä-
sidentin ihr Verhalten. Doch eine im
September in Hannover durchgeführte
Podiumsdikussion zum Antisemitismus-
Streit geriet zum Tribunal über die Prä-
sidentin. Sie warf jetzt den zahlreichen,
mit dem Konflikt befassten Gremien der
Hochschule vor, „durch die Fokussie-
rung des Konflikts auf meinen Kopf die
eigene Verantwortung zu leugnen“.

In der Landespolitik wurde die „Kün-
digung“ Dienels mit Erleichterung, aber
auch mit Verwunderung aufgenommen.
„Der Senat bereinigt eine Situation, die
eigentlich die Wissenschaftsministerin
geklärt haben sollte“, meinte der CDU-
Fraktionsvize Jörg Hillmer. Doch dafür
habe der Ministerin die Kraft gefehlt. Es

sei „haarsträubend“, wie man mit
dem Zentralrat der Juden
umgegangen sei, der sich

über das Seminar be-
schwert, aber lange Zeit
kein Gehör gefunden
hatte.

Überrascht zeigten
sich die Wissenschaftsex-
perten Silke Lesemann

(SPD) und Ottmar von Holtz
(Grüne) über den Rauswurf.

„Eigentlich sollte noch ein
Gutachten abgewartet wer-

den.“ Lesemann wies auch
auf die großen Leistun-

gen Dienels hin, die

die HAWK nach vorn gebracht habe.
Holtz merkte an, dass Dienel auch schon
vor dem Antisemitismus-Streit umstrit-
ten war. „Der Rückzug war wohl nötig“,
meinte FDP-Landtagschef Christian
Dürr. Nun müsse die Affäre „vernünftig
aufgearbeitet“ werden.

Folgen des Antisemitismus-Streits in Hildesheim: Christiane Dienel wird ihr Amt los

Von Michael B. Berger

„Chancen der Dörfer nutzen“
LücHow. EU-Mittel haben in den ver-
gangenen Jahren erheblich zu einer
Stärkung der dörflichen Regionen bei-
getragen. Das sagte Landwirtschaftsmi-
nister Christian Meyer (Grüne) am Don-
nerstag beim 4. Niedersächsischen Tag
der Landentwicklung in Lüchow. Seit
Beginn der Förderperiode 2014 seien
landesweit rund 91,5 Millionen Euro aus
EU-Mitteln und weitere 50 Millionen
Euro aus einem Fonds zur Verbesserung
der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes bewilligt worden. Allein in die Dorf-
entwicklung seien unter dem Strich fast
49 Millionen Euro geflossen.

Der Landkreis Lüchow-Dannenberg
habe wegen seiner Randlage eine Son-
derstellung. „Diese Region ist Parade-
beispiel für das, was durch Förderung
möglich ist“, sagte Minister Meyer. „So
zeigt die Dorfentwicklung in den Rund-
lingsdörfern, welche Potenziale es gibt
und welches Engagement notwendig ist,
um Chancen zu nutzen.“ Historische
Siedlungsformen sollten dort erhalten
bleiben. Auch andere Fördermaßnah-
men könnten genutzt werden, etwa für
die Neugestaltung von Ferienwohnun-
gen oder die Neuansiedlung von Hand-
werksbetrieben.

Mann verpasst
Bahnhof – und zieht

die Notbremse
SaLzbergen. Ein Bahnreisender hat im
Emsland gleich zweimal für Verspätun-
gen im Zugverkehr gesorgt. Wie die
Bundespolizei am Donnerstag mitteilte,
zog der 37-Jährige am Mittwochnach-
mittag in der Westfalenbahn von Müns-
ter nach Emden die Notbremse – kurz
nachdem der Zug den Bahnhof Salzber-
gen verlassen hatte. Er hatte es verpasst,
dort auszusteigen. Der Schaffner hinder-
te ihn aber daran, den Zug zu verlassen
und auf freier Strecke auszusteigen. Das
durfte er erst im nächsten Bahnhof des
Örtchens Leschede. Dort kletterte der
Mann dann über die geschlossenen
Schranken, um noch den Gegenzug zu-
rück nach Salzbergen zu bekommen.
Der Lokführer der herannahenden Bahn
musste eine Schnellbremsung hinlegen,
um einen Unfall zu vermeiden. Der
37-Jährige muss sich nun wegen des
Missbrauchs der Notbremse und des ge-
fährlichen Eingriffs in den Bahnverkehr
verantworten. Insgesamt gingen 17 Mi-
nuten Verspätung auf das Konto des
Mannes, teilte die Polizei mit.

„Wer ist hier die Hassfabrik?“:
Christiane Dienel verteidigte
ihre Hochschule gegen Kritik –
und muss doch gehen. Foto: dpa

Ausgetwittert
Wenn Dinge völlig schief laufen,

muss der Chef oder die Chefin
den Kopf hinhalten. Das ist jetzt in
Hildesheim so, wo eine engagierte
Hochschulchefin an den Abwehrre-
flexen ihres eigenen Hauses schei-
terte. Die Hochschule hat Klagen
von Studentinnen und Studenten
nicht ernst genommen, dass Lehr-
veranstaltungen auch propagandis-
tische Züge trugen. Und die Präsi-
dentin hat zu spät und dann zu hef-
tig reagiert. Sie hat sich aus dem
Amt getwittert.

Der Senat hat für die Wissen-
schaftsministerin Heinen-Kljajic die
„Drecksarbeit“ geleistet. Denn für
die Politikerin stand die Frage an,
was sie tut, wenn ein bald erschei-
nendes Gutachten der HAWK be-
scheinigt, antisemitisches Gedan-
kengut verbreitet zu haben. Die Mi-
nisterin hätte dann kaum den Ver-
trag für die Präsidentin verlängern
können, ohne selber zur Zielscheibe
der Kritik zu werden. So muss die
Präsidentin gehen, damit die Minis-
terin (ruhig) bleiben kann.

Kommentar
Von
Michael B. Berger

Ist geplantes Gesetz
bürgerfreundlich
oder bürokratisch?

Hannover. Die Kreise und Städte in
Niedersachsen ärgern sich über eine von
SPD und Grünen geplante Gesetzesän-
derung. Damit will die Koalition den
Kommunen die Möglichkeit geben, Wi-
derspruchsverfahren für Bürger möglich
zu machen, wenn diese Veränderungen
bei Gebühren und Abgaben nicht hin-
nehmen wollen. Bislang blieb in diesem
Fall nur der Klageweg. „Was vorder-
gründig kommunalfreundlich klingt, be-
deutet in Wahrheit Bürokratie ohne je-
den Nutzen“, erklärte dazu der Haupt-
geschäftsführer des Niedersächsischen
Landkreistages (NLT), Hubert Meyer.
Die Kommune müsse dann selbst ent-
scheiden, bei welchen Gebühren sie Wi-
derspruchsverfahren zulasse. Das sorge
für einen Flickenteppich und sei sogar
für Juristen verwirrend, meinen NLT und
Städte- und Gemeindebund.

„Wir halten dieses Verfahren für bür-
gerfreundlicher“, verteidigt Belit Onay
(Grüne) den Plan. Ein Widerspruchsver-
fahren bedeute für den Bürger weniger
Aufwand und sei schneller abgeschlos-
sen – davon profitiere auch die Stadt
oder der Kreis. Die Kritik nehme man
dennoch ernst, so Onay: „Ich glaube,
dass wir mitnehmen müssen, dass man
das Gesetz noch einfacher machen
kann“, sagte der Innenpolitiker. ran

Planer sollen aus
Fehlern der

Vergangenheit lernen
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